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18. März 2017 Internationaler Tag für die politischen Gefangenen!
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18. März
In vielen Städten dieser Republik entfalten sich wegen dieses Tages vielfältige Aktivitäten, wie Veranstaltungen und Demonstrationen. Zusätzlich gelingt es uns in den bürgerlichen und linken Medien mit Artikeln auf die Lage der Eingekerkerten aufmerksam zu machen. Das sind lobenswerte Initiativen, doch sie reichen bei Weitem nicht aus, um ein wirksamer Faktor gegen Unterdrückung zu werden, denn die Klassenjustiz verhindert mit allen ihren Mitteln, dass sich was am Stau Quo ändert. Warum das so ist wird deutlicher, wenn wir diesen Staat genauer betrachten.
Verfolgung linker migrantischer Strukturen geht weiter…
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Die Repression gegen kurdische und türkische Strukturen hält weiter an. 

Als juristische Waffe dient den Herrschenden dabei der § 129b, der die „Mitgliedschaft bzw. die 
Unterstützung in/für eine terroristische Vereinigung 
im Ausland“ unter Strafe stellt.
In langjähriger Tradition richtet sich die Verfolgung insbesondere gegen linke migrantische Organisationen, denen die Mitgliedschaft in der PKK1, der DHKP-C2 oder jetzt auch in der TKP-ML3 vorgeworfen wird….
*******
Rotlicht: Isolationshaft

Von Oliver Rast, junge Welt 15.3.17

»Das Gefühl, die Zelle fährt. Man wacht auf, macht die Augen auf: Die Zelle fährt. (…) Man kann das Gefühl des Fahrens nicht absetzen. Man kann nicht klären, ob man vor Fieber oder vor Kälte zittert« (Brief Ulrike Meinhofs von 1973 aus dem »toten Trakt« der JVA Köln)

Isolationshaft bedeutet: völliger Reizentzug und völlige Kontaktsperre. In ihrer Extremform führt sie zu einer sensorischen Deprivation, zur Abstumpfung der Sinnesorgane und der Gefühlswelt. Mit einer rigorosen Einzelhaft wird gleichfalls jede soziale Interaktion unmöglich. Gespräche und Zusammenkünfte mit anderen Inhaftierten werden unterbunden.

Isolationshaft, auch als »weiße Folter« bekannt, bildet die »unblutige« Variante der Folter. Diese »humane Methode« erfüllt nach international anerkannten Kriterien den Tatbestand der Folter und widerspricht den Prinzipien der UN-Menschenrechtskonvention. Im Kern zielt sie darauf ab, einen Menschen in der »totalen Institution« (Erving Goffman) des Gefängnisses zu brechen: physisch und psychisch.

http://political-prisoners.net/item/4959-rotlicht-isolationshaft.html



Widerstand ist nicht umsonst! 

Es gibt nur eine Welt, in der wir leben - Das Boot Erde.

Doch diese Welt ist durch das Kapital und die Macht geteilt in verschiedene Welten.

Es gibt die Welt, in der die Menschen in Reichtum und Überfluss leben, in der kaum Menschen unter Hunger und Armut leiden müssen, wo die Menschen nicht täglich Angst um ihr Leben haben müssen. Gibt es sie noch? 

Es gibt auch die Welt, in der die Menschen in Armut vor sich hin vegetieren. Wo ein Großteil der Menschen hoffnungslos ist, wo die Menschen an Hunger und an den einfachsten Krankheiten sterben, wo nur ein geringer Teil der Bevölkerung die Möglichkeit hat Bildung zu erlangen und wo die Menschen täglich Angst haben müssen, dass ihre Familien oder Freunde gefoltert oder getötet werden – so wie in den verbrannten Ländern von Afrika, Asien, Amerika Lateinamerika, Europa!

Es sind Menschen, denen die Chance auf ein menschenwürdiges Leben verwehrt wird, ein paar Milliarden, die aus dem normalen Leben ausgeschlossen werden, wie die Mehrheit von ArbeiterInnen, Flüchtlingen, Vertriebenen….  Es gibt sie in allen Ländern und Städten dieser Erde. Auch in so genannten „demokratischen“ oder „zivilisierten“ westeuropäischen Staaten gibt es sie. Hier in Deutschland werden es jeden Tag mehr.
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Diese beiden Welten scheinen durch unsichtbare Mauern und Gitter voneinander getrennt zu sein. Anderenorts sind 
sie durch sichtbare Mauern oder Gitter unüberwindbar geworden. Solange diese Welten getrennt sind, ist es eine Pflicht für jeden Menschen Widerstand zu leisten – mit oder ohne Selbstbewusstsein.

„Wer kämpft, kann verlieren. Wer nicht kämpft, hat schon verloren.“   (Bertolt Brecht) 

Es gibt tatsächlich Menschen, die sich für die Befreiung der Welt von neuem und altem Kapitalfaschismus und mehr …  entschieden haben. Diesen Menschen möchte ich hier und heute danken für das, was sie bis heute getan haben und für das, was sie in Zukunft tun werden.

Doch gibt es immer wieder auch Menschen, wie Du, die ihre Hände über diese Mauern und durch diese Gitter herüber reichen - zu der anderen Welt - als Zeichen der lebendigen Solidarität und als Zeichen des Wissens, dass diese Mauern und Gitter die Menschen nicht voneinander trennen dürfen. Die Menschheit ist eine Einheit.

Weltweit werden die Menschen, die Widerstand gegen Faschisten, Diktatoren oder Besetzer ausüben, Terroristen genannt und verurteilt. Aktivsten sind ermordet, auf den Strassen gehängt, erschossen oder als Geisel genommen worden.

Verfahren gegen Widerstandskämpfer weltweit laufen weiterhin. Es gibt keine unabhängigen Verfahren! Auch nicht hier in Deutschland.

Solange Kapitalismus als Stadtterrorismus und durch Machthaber, als religiöse Faschisten, Nationalisten, Diktatoren und ihre Mitläufer; als Regierung, Militär und Söldner, Department of Justice, Richter, Parlament und Behörden und und und …  an der Macht sind, gibt es keine Einheit der Menschheit. Deshalb gibt es Widerstand und politische Gefangene. Deshalb gibt es selbstbewusste Menschen wie Musa Asoglu und viele andere Kurden und Türken in Deutschland und Tausende in der Türkei, die festgenommen, gefoltert, ermordet und eingesperrt werden.
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Jeder weiß, dass es Meinungsfreiheit weltweit besonders in der Türkei und im Iran nicht gibt und diese Situation viele Menschenleben kostet. Hier zahlen Aktivisten auch - „nur“ ein paar Jahre in Untersuchungs- und Isolationshaft.

Hier und dort gilt: Wir dürfen frei sprechen, unsere Meinung frei auf die Straßen tragen und alles fordern, was verändert werden soll.

Das ist wahr! Aber wir als vertriebene Flüchtlinge, Verfolgte, Unterdrückte, Unterschützer und solidarische Menschen sollten uns nichts vormachen: Mit dem, was wir tun dürfen, können wir keine wirkliche Veränderung herbeiführen.

Man ruft, man fordert: Schluss mit der Barbarei, Schluss mit dem Krieg!

Doch es passiert nicht. Die barbarische Kriegsmaschine und der Repressionsapparat laufen weiter.

Es gibt immer Ausnahmen, aber kaum wecken sie Interesse und werden gesehen oder gehört, läuft die Repressionsmaschine an und macht Angst. Angst müssen Alle haben!

Wenn man sich zu Hause, am Arbeitsplatz und überall in der Gesellschaft nicht sicher fühlt, dann wird das Leben und die Zukunft der Mehrheit durch Staatsterrorismus besetzt und vernichtet. Verteidigung als Widerstand ist Pflicht. Ein Teil lebt von der Hand in den Mund und schafft es. Ein Teil wird auf jeden Fall versuchen durch Arbeit und Geld zu verdienen weiterzukommen und der große Teil muss weggehen - als vertriebene Flüchtlinge.
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Jede und jeder von uns weiß über die Kriege Bescheid, die heute geführt werden.
Jeder von uns weiß, dass die Machthaber dieser Welt oft von Meinungsverschiedenheiten reden. Diese beziehen sich jedoch nicht auf die Interessen, die sie verfolgen. Das Ziel ist immer gleich geblieben und bedeutet den Erhalt und Ausbau ihrer Macht. Worüber sie sich manchmal nicht einig sind, ist der Weg dorthin, mit welcher Taktik dies am besten erreicht werden kann.

Jede und jeder von uns weiß, dass die Machthaber dieser Welt nicht an den Menschen interessiert sind, sondern sie denken, dass sie sich über jede und jeden hinwegsetzen dürfen, um ihre Interessen zu wahren. Machthaben und Herrschen!

Sie koordinieren große Militäreinheiten wie die NATO, machen Feldzüge, marschieren in Länder ein und zerstören dort die Menschen, die Kultur, die Natur - alles nur, um ihrem Kapital Rohstoffe, Arbeitskräfte und Güter zuzuführen und um das Wachstum zu sichern.

Die Gedanken und die Praxis heutiger System ist keine Meinung, es ist ein Verbrechen.

Das heutige System, ist grundsätzlich gegen das Bewusstsein der Mehrheit der gesamten  Menschheit! 

Eine menschenwürdige Zukunft für alle vorzubereiten ist ohne gemeinsames Lernen und Wissen nicht möglich. Die Mehrheit der Menschheit hat das Bedürfnis, weltweit zu einer Einheit zusammen finden. Eine Einheit für die Befreiung unseres gemeinsamen Bootes – die Erde - von Jahrtausende alter Vergangenheit. Dafür können wir uns gegenseitig eine Brücke bauen, um uns erreichen zu können. 
Aber Wie?

Wie nun soll eine solche Brücke gebaut werden, wenn Selbstbewusstsein die Todesstrafe zur Folge hat? Unzählige Male schon wurde diese Brücke begonnen. Viele weise Menschen, die für Freiheit und Gleichheit gekämpft haben, sind durch Kriege und vieles mehr ermordet worden und viele sind jetzt in unterschiedlichsten Ländern, in der Türkei, im Iran, im Baskenland, in Irland, in Deutschland, in Afghanistan, in Palästina/Israel, im Irak, in Tunesien, in Ägypten – über die ganze Welt verteilt - verhaftet, gefoltert und in Isolationshaft gehalten worden. Und viele sind auch wegen mangelhafter Medikamente gestorben oder getötet worden.

Wie nun soll eine solche Brücke gebaut werden, wenn die Menschen dieser Welt aufgeteilt und getrennt sind nach Farbe, Religion und Nationalität?
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Wie soll diese Brücke gebaut werden, wenn die Wissenschaften und Hochschulen im Dienste der Machthaber stehen? Wie soll diese Brücke gebaut werden, wenn die Menschen gehorchen, was die Oberen befehlen?
Wie soll diese Brücke gebaut werden, wenn die Welt aufgeteilt ist? Aufgeteilt in G8-Länder, G20-Länder, Industrieländer, dritte Welt Länder – und wenn die Menschen aufgeteilt sind in Juden, Christen, Moslems usw. und sie gebildet sind jeder gegen andere?



Wie soll diese Brücke gebaut werden, wenn auf der einen Seite der Welt die Menschen abgeschlachtet werden, genau wie heute in der Ukraine, in Libyen, Syrien, Ägypten, Jemen, Palästina, Afghanistan, Iran und Türkei und auf der anderen Seite die Menschen entweder nicht wissen oder wegschauen wollen oder aus Angst schweigen müssen. Wie soll diese Brücke gebaut werden, wenn die Medien als Waffe und sogar als eine gefährliche Massenvernichtungswaffe, wissenschaftlich gegen die Mehrheit ausgenutzt werden. Medien töten genau so, nur ohne jedes Blutvergießen. Sie töten das Bewusstsein, Sie töten die Menschlichkeit, indem sie auswählen, was sie zeigen, indem sie einige Kriege sichtbar machen und andere verschweigen. Wie der Machtkrieg von CDU, CSU, SPD,… und  der gut bezahlten Alternative (AfD).
Sie entscheiden, was die Menschen wissen sollen und was nicht. Sie beeinflussen die Menschen, machen Stimmung, hetzen gegen Menschen, Menschengruppen und Einstellungen. Sie machen die Menschen bereit für Kriege, wiegeln sie auf, so dass sie kämpfen wollen - oder sie schaffen zur Abwechslung mal eine Antikriegsstimmung, Anti-Rassismusstimmung. Die Macht der Medien und die Unwissenheit sind unermesslich. Solange das heutige kapitalistische System nicht mit Widerstand besiegt, entwaffnet, entmachtet wird, wird es immer wieder Kriege und Katastrophen geben. Solange die Länder auf der Grundlage des kapitalistischen Systems aufgebaut sind, wird eine Kultur der Armut und Unterdrückung aufrechterhalten werden.
Es gibt nur eine Welt in der wir leben. Das Boot Erde. 

Zahlreiche Katastrophen passieren hier auf unserem gemeinsamem Boot - Erde! 

Kriegskatastrophen, Atomkatastrophen, Naturkatastrophen; Sunami, Erdbeben, …

Wenn eine Seite sinkt, geht die andere Seite auch unter. Wir sind alle verantwortlich für unsere blutige Welt. Für diese zivilisierte Barbarei. Viele von uns haben gelernt! Leisten Widerstand. 

Viele machen sich Gedanken und bereiten sich vor! Wir sind durch unser Wissen und unsere Unwissenheit durch Klassenkämpfe der Geschichte bis hier in diese Zeit gekommen und wir können gemeinsam lernen und wachsen und weiter gehen. Mensch kann lernen! Mensch kann denken! Das ist unsere Chance!

Wenn wir eine Welt mit Wissen und Menschlichkeit wollen und uns auf den Weg machen unsere Ziele zu erreichen, schaffen wir damit auch eine Welt ohne Ausbeutung, Unterdrückung,… und Armut. Ich warte darauf, dass die Menschen unserer Zeit, einen Weg finden, eine Brücke zu bauen für eine neue Welt.  Eine Welt mit neuer Geschichte. Eine Geschichte in der Grenzen, Nationalismus, Faschismus, religiöser Faschismus, Natofaschismus,… eine Geschichte von Unwissenheit ist und nie wider aufrufbar wird.  Auch wenn viele sagen, dies sei unmöglich, so habe ich Hoffnung. Ich warte auf ein Wunder, das von der Einheit der Menschheit vollbracht wird. 
– Jahan  -  März .2017
************
Das Bild des Iran in der deutschen Öffentlichkeit
Februar 2017- von Kamal Salehezadeh
Am 16. Januar 1979 bestieg Schah Mohammad Resa Pahlavi mit seiner Familie auf dem Airport von Teheran ein Flugzeug, um nie wieder zurückzukehren.
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Nach mehr als einem Jahr andauernden, immer stärker werdenden Massenprotesten und Streiks im Iran hatten die USA dem Herrscher die Abdankung und Flucht nahegelegt. Nach erfolglosen Versuchen, irgendwo Asyl zu finden, landete Resa Pahlavi letztendlich in den USA und wurde bald darauf todkrank.

Damit hatte ein spendabler Schah die politische Bühne verlassen. Ein spendabler Schah? Ja, zumindest im Ausland und gegenüber den Vertretern der Regenbogenpresse. Denn längst hatte ein geflügeltes Wort die Runde gemacht: „Teppichjournalisten“. Womit jene Journalisten der bunten Auslandspresse gemeint waren, die in den Iran reisten, um das prunkvolle Leben bei Hofe abzulichten und als Dank für Ihre Hofberichterstattung in ihrer heimatlichen Klatschpresse persische Teppiche mit nach Hause nahmen. Ein solch hoheitliches Geschenk kann noch heute im Hamburger Rathaus bewundert werden. Der Schah, zuhause ein Tyrann, bediente nach außen das Image eines adretten Landesfürsten und Ehegatten und ließ für die „Jubelperser“ im Ausland einiges springen.
Dieses geschönte Bild aus dem Iran hatte mit der Realität des Landes kaum etwas zu tun. Um so überraschter waren die deutschen Leser, als sie von Massendemonstrationen, Generalstreiks und schließlich von der Flucht des Schah erfahren mussten. „Undankbares Volk“, mögen einige Leser gedacht haben. Denn was die Leser nicht erfuhren: die vier führenden Länder der G7, also die USA, England, Westdeutschland und Frankreich, hatten den neuen Mann des Iran, Ajatollah Ruhollah Chomeini, bereits vor dem Abgang des Schahs massiv gefördert. Bereits Monate vor dem Sturz des Schah stimmten sich die genannten Länder über ein Vorgehen gegen den Schah ab. Diese Verhandlungen, die in enger Tuchfühlung mit Chomeinis Beratern stattfanden (vgl. Nourbakhsch, 2012), kamen schließlich bei der „Konferenz von Gaoudeloupe“ formell zum Abschluss. Zu diesem Zweck wurde der Ajatollah aus dem irakischen Exil nach Paris geholt und medienwirksam als konkurrenzloser Führer der „Revolution“ präsentiert. Die G7-Staaten wollten damit eine Radikalisierung des revolutionären Aufstandes, welcher sich mehr und mehr an den iranischen Kommunisten orientierte, in Bahnen leiten, auf die sie Einfluss behalten konnten. Doch Chomeini hatte keineswegs vor, sich in die Rolle einer G7-Marionette zu fügen. Er verfolgte die Interessen seiner eigenen Klientel. Im Februar 1979 flog er in Begleitung eines ganzen Heeres westlicher Reporter mit einem Airfrance-Jumbo aus Frankreich in seine Heimat ab. Ab sofort sah man in den etablierten Medien völlig andere Bilder. Erzählten diese Bilder nun die Wahrheit?
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Rückblende

Etwa drei Jahrzehnte vor den geschilderten Ereignissen hatte das Volk einen politisch erfahrenen, in der Schweiz ausgebildeten Juristen aus der Oberschicht gewählt: Dr. Mohammad Mossadegh. Mossadegh wurde Premierminister. Vor der gewonnenen Wahl war Mossadegh ein Bündnis mit bürgerlich-nationalen und mehr oder weniger fortschrittlichen Parteien eingegangen, das Jebhe-yeh Mellie Iran (Nationale Front Irans) hieß. Nach einer recht feindseligen Rivalität zwischen
Mossadeghs Bündnis und der Tudeh-Partei überwanden beide Kräfte ihrer Distanz zu einander und kooperierten schließlich fortan (auch wenn im Bündnis weiter intrigiert wurde). Nach dem Wahlsieg war die Tudeh-Partei am Kabinett Mossadeghs beteiligt. 
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Die Tudeh-Partei Irans („Volkspartei Irans“) kämpfte als Partei mit „marxistisch-leninistischer Weltanschauung“ für soziale und politische Reformen: Bis zu Mossadeghs Ernennung zum Premier hatte sie fast immer halb legal, halb illegal agieren müssen. Andere linke Gruppierungen waren, was die Mobilisierungskraft anbelangt, der Tudeh-Partei weit unterlegen. Von Schülerorganisationen, Frauen und Sportklubs über die Ölarbeiter-Gewerkschaft bis hin zu Intellektuellen, Künstlern und Schriftstellerkreisen, - dieser Partei war es gelungen, breiteste Gesellschaftsschichten zu erreichen.  Mehrere Dutzend junger Mitglieder einer geheim operierenden Offiziersorganisation, die es mit dem Schwur, dem Land und seinen Menschen zu dienen, ernst meinten, gehörten der Tudeh-Partei an. 
Obwohl Mossadeghs Regierung unter massiven militärischen, wirtschaftlichen und politischen Druck vor allem aus den USA und Großbritanniens stand, konnte der neue Premierminister große innenpolitische Erfolge erzielen. Seine Popularität im Lande wuchs enorm. Da Mossadegh Reformen anstrebte, deren Kern die Nationalisierung der iranischen Ölwirtschaft war, eskalierte sein Zwist mit dem Schah. Der Schah hielt sich nicht an die gesetzlich vorgeschriebene Beschränkung auf repräsentative Aufgaben, griff aktiv in die Politik ein und versuchte, die Interessen der westlichen Ölkonzerne durchzusetzen. Ein Putschversuch seiner ihm ergebenen Generäle am 16. August 1953 war am Widerstand regierungstreuer Offiziere gescheitert. Der Schah musste bereits damals Zuflucht im Ausland suchen, auch in Deutschland. Damals schlug die Stunde der US-amerikanischen und britischen Geheimdienste. Seit Monaten hatten sie mehrere Umsturzszenarien gegen Mossadegh geplant. Allein die USA und GB brachten über 50 Kriegsschiffe - darunter auch Flugzeugträger - im Persischen Golf und in den landesnahen Gewässern zum Iran in Stellung. US-General Schwarzkopf sen., der im Iran als Militärberater tätig war und mit hochrangigen Militärs im Lande enge Kontakte pflegte, koordinierte den erneuten Putsch vor Ort: Am 19. August 1953, also drei Tage nach dem ersten Umsturzversuch, wurde Mossadegh gestürzt. Tausende Menschen wurden verhaftet, gefoltert und erschossen. Wegen seiner Popularität und seiner Zugehörigkeit zur gesellschaftlichen Elite stellten die Putschisten Mossadegh unter Arrest, sein junger Außenminister Fatemie aber wurde hingerichtet. Der Schah kehrte aus dem Exil zurück und errichtete mit Hilfe seiner Geheimpolizei eine Diktatur. Diese Polizei wurde zu einer berühmt-berüchtigten staatlichen Organisation, dem Savak, ausgebaut. Der Savak war dem Schah direkt unterstellt, unterhielt Folterkammern und spezielle Gefängnisse für politische Gefangene.
Niederlage der Linke
Der Putsch war für linken Kräfte im Lande eine empfindliche Niederlage. Vor allem, weil diese Niederlage nicht aus dem Widerstand gegen die Putschisten heraus entstanden war. Ein völlig kopfloses Reagieren der Mossadegh-loyalen Kräfte auf die Geschehnisse hatte zum Fiasko geführt. Eine totale Passivität war die Folge. Dass Mossadeghs Regierung sich während des Putsches in die Rolle eines Zuschauers zurückzog, ist angesichts der politischen Herkunft jener Kräfte, die ihr angehörten, und ihrer Unentschlossenheit nachvollziehbar. Außerdem hatten sich in dem Regierungsbündnis viele opportunistische und reaktionäre Kräfte getummelt. Konnte dies aber das Versagen der Tudeh-Partei erklären? Trotz der Kampfbereitschaft so mancher Genossen wurde die gesamte Offiziersorganisation ohne den geringsten Widerstand der Junta ausgeliefert (vgl. Vargha). Viele der Offiziere wurden nach schwersten Folterungen und Preisgabe weiterer Mitgliede rhingerichtet. 
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Die Tudeh-Partei stürzte in eine tiefe Krise. Wie bei der Regierung so auch hier: Diese Krise war nicht das Ergebnis eines taktischen Rückzuges im legitimen Kampf, sondern die Folge des Versagens der Parteiführung. Kein Wunder, dass die nun einsetzenden Abspaltungen die Neubildung einer kämpferischen Organisation verhinderten. Im Gegenteil: Außer Opportunismus wucherten in der Tudeh-Partei Verrat und Denunziation. Mehr als zwei Jahrzehnte nach dem Putsch von 1953 bis zum Aufstand ab 1978 konnte die Partei im Iran keine funktionierende Zelle mehr bilden. Schon beim Versuch, eine Parteizelle zu gründen, wurden alle beteiligten Personen verhaftet. Dass der Chef der „Inlandsorganisation“ der Partei ein Savak-Zuträger war, ist nur einer der Gründe hierfür. Nach der Entlarvung dieses Mannes führte der Parteichef mit ihm – entgegen des Misstrauensvotums des Zentralkomitees – ein vertrauliches Gespräch und bestätigte den Mann in seinem Amt (Kianouri, S. 48f). Bereits unmittelbar nach dem Putsch hatte sich die gesamte Parteiführung ins Ausland gerettet. Die dort für alle Exilmitglieder ins Leben gerufene „Auslandsorganisation“ litt rasch an den bekannten Krankheiten des Exils (vgl. Becher, Lukács u.a.). Doch je schwächer die Partei im Iran selbst wurde, desto lauter ihre Durchhalteparolen im Ausland: „Weshalb Imperialismus und Reaktion sich vor der Tudeh-Partei Iran fürchten!“, hieß eine im Verlag der Tudeh-Partei herausgebrachte Broschüre. Ein tausendfach wiederkehrende Formulierung in Verlautbarungen der Partei seit 1983.
Das Desaster wirkte tiefgreifend und langanhaltend. Die brutale, systematische Verfolgung der Oppositionellen und das Fehlen einer kampfbereiten Partei, die die Interessen der breiten Schichten der Gesellschaft zu verteidigen weiß, musste jenseits der Tudeh-Partei zur Entstehung kämpferischer Untergrundorganisationen führen. So gründeten sich die Volksmodschahedin (eine kleinbürgerlich-islamistische, bewaffnete Organisation) und die Volksfedayin (ursprünglich eine Guerillaorganisation mit „marxistisch-leninistischer Weltanschauung“, kritisch-solidarisch gegenüber der Sowjetunion und China). Zahlreiche weitere kleine Organisationen entstanden später. Sie sind nicht Gegenstand dieses Beitrags, müssen aber wegen der späteren Haltung der Tudeh-Partei hier erwähnt werden. In Europa nahm kaum jemand Notiz von dieser Entwicklung; die Linken nicht und die bürgerliche Presse schon gar nicht. Wäre beim Schahbesuch 1967 in Westberlin die Studentenbewegung nicht mit den Schlägertrupps vom Savak konfrontiert worden, hätte wohl niemand in Deutschland erfahren, dass es in Iran eine revolutionäre Opposition gab.
Wirtschaftliche Probleme
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Nach dem Sturz Mossadeghs kam es keineswegs zu einer Stabilisierung des Landes. Zwar wurde die BRD zum größten Handelspartner Irans, gefolgt von den USA, von England und Japan, doch verschlechterte sich die wirtschaftliche Lage zusehends. Das Außenhandelsdefizit wuchs zwischen 1954 und 1963 auf das Dreieinhalbfache. Etwa die Hälfte der damals 20 Millionen Einwohner lebte bereits in den Städten, doch nahm die Urbanisierung dank der sogenannten „weißen Revolution“ des Schah unaufhaltsam zu. Verarmte Kleinbauern, die ihre Kredite nicht tilgen konnten, flüchteten in die städtischen Slums. Aus ihnen rekrutierten sich die Billiglohnkräfte der Industrie. Die Industrialisierungspolitik wiederum war hauptsächlich auf die Montage und Herstellung von Konsumgütern für eine Mittelschicht gerichtet, einer sozialen Schicht, der durch den Ölexport zu Wohlstand verholfen wurde. Die Ölförderung basierte auf modernster Fördertechnik, war aber durch Überstrapazierung der Ölquellen verschwenderisch und naturschädigend. Für den Schah blieb entscheidend, dass sie Petrodollars ins Land brachte. Die neue Mittelschicht sollte die Rolle einer Barriere zwischen verarmten Massen und der immer reicher werdenden Oberschicht spielen. 
Die Folgen dieser Verschiebungen zwischen Stadt und Land waren tiefgehend: War der Iran während der Regierungszeit von Mossadegh auf den Export von landwirtschaftlichen Produkten orientiert, musste das Land nun Reis, Weizen, Kartoffeln, Fleisch, ja selbst Milchprodukte, Zwiebeln und Hülsenfrüchte einführen, die bei den immer weiter steigenden Preise parallel zu den wachsenden Lebenshaltungskosten für die Mehrheit der Bevölkerung unerschwinglich wurden. Dafür gab es Fabriken, in denen Autos von ein halbem Dutzend ausländischer Automarken – ausschließlich für den Binnenmarkt – montiert wurden. Hinzu kam, dass sich nur zögerlich die Infrastruktur weiterentwickelte. Sie führte ein Schmalspurdasein. Der von der Sowjetunion errichtete erste und einzige Eisenhüttenkomplex produzierte weniger als ein Fünftel der Stahlnachfrage der Baubranche. Trotz großer und günstig abbaubarer Lagerstätten von Kohle und Eisenerzen importierte der Iran Stahl aus dem Ausland.
1977: Beginn der Massenproteste




Infolge der zunehmenden Spaltung der Gesellschaft kam es im Herbst 1977 zu Massendemonstrationen in den Großstädten. Der Ausnahmezustand wurde ausgerufen, den regulären Polizeitruppen kamen die Heeresgarden (die Armee) zu Hilfe. Nach Angaben der Stadtteilkomitees, die sich im Verlaufe der Proteste gebildet hatten, wurden bis zum revolutionären Wendepunkt im Februar 1979 viele Tausend Demonstranten erschossen.

Der US-General und stellvertretende Befehlshaber der US-Truppen in Europa Robert Ernest Huyser reiste im Auftrag des US-Präsidenten Carter und der US-Administration am 4. Januar 1979 für mehrere Wochen aus Deutschland in den Iran, um mit der iranischen Militärführung das konterrevolutionäre Vorgehen abzustimmen. Er, der Duzfreund iranischer Generäle (s. Huyser S. 38 u.a.), war nicht zum ersten Mal im Land. So kam es dieses Mal nicht zu einem Putsch. Wohl aber zu einem Machtwechsel. 
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Als mehrere tausend Soldaten und Jungoffiziere – teils bewaffnet – die Kasernen verlassen hatten, um sich mit dem Volk auf der Straße, das zum 8. Jahrestag des bewaffneten Kampfes der Volksfedayin gegen das Schah-Regime zu Demonstrationen zusammengefunden hatte, zu solidarisieren, wechselte der Oberbefehlshaber der iranischen Streitkräfte die Fronten und stellte sich auf die Seite Ajatollah Chomeinis. Mit diesem Schachzug sollte einer neuerlich wachsenden Einflussnahme der Kommunisten (es drohte sogar ihre Führungsrolle im Aufstand) entgegengewirkt werden.  
Die Revolution war damit keineswegs entschieden. Die Armee blieb gespalten. Um den Revolutionsführer Chomeini entstand eine konfliktreiche Koalition aus Kleinbürgertum, Großbourgeoisie sowie Resten des Militärs und des alten Regimes. Dennoch akzeptierte die „Imam-Linie“ (wie die Tudeh-Partei Chomeinis Politik nannte) aus pragmatischen Gründen einige Forderungen der Revolution. Der Iran verließ den Militärpakt CENTO und kündigte die US-Militärbasen auf. Alle politischen Parteien agierten, bedingt durch die revolutionäre Dynamik, noch völlig offen. Diese Entwicklung brachte es mit sich, dass die Mehrheit der Gesellschaft all ihre Hoffnungen und Erwartungen nun mit Chomeinis neuer Regierung in Verbindung brachte. Doch was tat diese? Sie begnadigte schon wenige Tage später mehr als 10.000 Savak-Mitarbeiter (Spitzel und professionell ausgebildete Folterspezialisten; es soll bis 80.000 Savak-Angehörige gegeben haben, deren Namen publik geworden waren) und forderte die Behörde auf, deren in Verzug geratene Gehaltszahlungen nachzuholen. Währenddessen streikten in Isfahan, der drittgrößten Stadt des Landes, Arbeiter für die Zahlung ihrer nicht gezahlten Löhne der letzten Zeit. Im Unterschied zum Umgang mit dem Savak wurden diese Streiks von den neuen Militärs, den „Revolutionswächtern“ (Sepah-e Pasdaran) blutig unterdrückt. 
Schon im März 1979 kam es zu bewaffneten Auseinandersetzungen im Nord-Iran und Iranisch-Kurdistan. 
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 Die Aufständischen sahen ihre sozialen Forderungen durch Chomeinis Regierung verraten. Bereits während der Revolution waren dort mit Hilfe kommunistisch orientierter Organisationen zahlreiche Reformen realisiert worden. Jetzt drohte deren Rücknahme. Bauern, Gewerbetreibende und Fischer sahen sich mit Regierungstruppen, die nun Chomeini gehorchten, konfrontiert. Für die militärische Invasion im Norden hatte die Regierung neue Militäreinheiten der Sepah-e Pasdaran rekrutiert und zehntausende Paramilitärs (den Bassidsch = „Mobilmachung“) mobilisiert. In dieser Zeit, als im ganzen Land über den künftigen Gesellschaftszustand debattiert wurde und Chomeinis Macht noch keineswegs gefestigt war, setzten seine bewaffneten Einheiten überall im Iran die gewaltsame Annullierung der Errungenschaften durch, - im Norden mit Militärgewalt, an anderen Landesteilen mit Terror. 
Nach dem Referendum vom 30. März 1979 proklamierte der religiöse Führer Ajatollah Ruhollah Chomeini am 1. April die Islamische Republik Iran. Die kommunistisch orientierten Kräfte im Lande lehnten die Wahloption („Islamische Republik oder Monarchie?“) ab und boykottierten sie. Die Tudeh-Partei jedoch rief zur Teilnahme am Referendum auf und optierte für das Mullah-Regime.
Der 1. Mai 1979
Trotz der alltäglichen Repressalien kamen erstmals seit knapp 30 Jahren die Arbeiter auf die Straße, um den 1. Mai zu feiern. Allein in Teheran beging mehr als eine halbe Millionen Arbeiter, Angestellte und Intellektuelle voller Lebensfreude und doch diszipliniert diesen Tag. Aufgerufen hatte die revolutionäre Linke und die von ihnen gegründeten Einzelgewerkschaften. Chomeinis Anhänger blieben an diesem Tag Zaungäste. Chomeini, dem die Vorbereitungen auf den 1. Mai nicht entgangen waren, ließ sich am Vorabend in den Medien zitieren: „Im Islam ist jeder Tag ein Tag der Arbeiter“.
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 Als Reaktion auf diese erste Maifeier kam es zu einem Marsch von Chomeini-Getreuen, die sich aus Gruppen des Chaneh Kargar („Haus des Arbeiters“, eine Art gelber islamischer Gewerkschaften), aber auch Betriebssicherheitstruppen (Firmenpolizei und -spitzel) zusammensetzten. Die Tudeh-Partei, fast zur Bedeutungslosigkeit versunken, rief zur Teilnahme an dieser Veranstaltung auf. Der Marsch wurde dann über einige Jahre wiederholt, verlor aber rasch an Bedeutung, als Chomeinis Macht gefestigt war und die Maidemonstrationen der revolutionären Linke nach weiteren zwei Jahren verboten wurden.
Die Besetzung der US-Botschaft in Teheran
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Die Konflikte der an die Macht drängenden islamistischen Kreise und der noch anhaltende revolutionäre Druck von unten führten am 4. November 1979 zur Besetzung der USA-Botschaft in Teheran. Das Botschaftsgebäude wurde in einer spektakulären Aktion „islamisch-studentischer Anhänger der Imam-Linie“ (also von Chomeini-treuen Studenten) besetzt. 52 US-Amerikaner wurden als Geiseln genommen. Der Iran forderte von den USA die Auslieferung des Schahs. Bemerkenswert war, dass trotz dieses Ereignisses, die außenwirtschaftlichen und militärischen Beziehungen weitgehend unangetastet blieben. Die Organisation der Volksfedayin beurteilte das Abenteuer der Botschaftsbesetzung kritisch und merkte an, dass Antiimperialismus in einer politischen Haltung und Handlung zum Ausdruck kommen müsse, nicht in einer Show-Aktion und rief zu Kundgebungen gegen die aufgedeckten heimlichen Abmachungen der neuen Regierung mit dem USA auf (die so in Misskredit geratene erste Regierung seit dem Schahsturz war ein islamisch-liberales Kabinett, das Chomeini nun auflösen ließ). Allein in Teheran nahmen mehr als 200.000 Menschen daran teil und zogen am Abend durch unbeleuchtete Straßen des Teheraner Universitätsviertels bis zur Botschaft der Vereinigten Staaten. Bewaffnete Pasdaran waren Zeugen dieser Machtdemonstration, schritten aber nicht ein. Erst nach Abschluss der Demonstration griffen die Paramilitärs einzelne Teilnehmer an.
Die iranische Verfassung
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Am 2. Dezember 1979 wurde eine neue iranische Verfassung verabschiedet. Sie enthielt umfassende Vollmachten für Chomeini und seine Nachfolger. Diese Machtbefugnis wurde Welayate Faghieh, die „Herrschaft der Religionsführer“, genannt. Die revolutionäre Linke lehnte diese Verfassung ab, die Tudeh-Partei kritisierte zwar diplomatisch die Welayate Faghieh, stimmte ihr aber zu.
Der Irak-Iran-Krieg
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Weit vorher, bereits zur Jahresmitte 1979, hatte das iranische Regime säbelrasselnd für einen Krieg gegen den benachbarten Irak geworben. Nach Aufkündigung des Grenzabkommens begann ein Jahr später, am 17. September 1980, ein acht Jahre andauernder Krieg zwischen Irak und Iran. Das Regime hatte über ein Jahr lang, tagtäglich in allen Medien, propagieren lassen: „Der Weg nach Ghods [heilige Moschee in Jerusalem] führt über Karbala [heilige Stadt in Irak]“. Sogar die Entfernungsschilder an den Fernstraßen dienten nun der Kriegsrechtfertigung: sie zeigten die Entfernung nach Karbala an, obwohl jegliche Verkehrsverbindung dorthin fehlte. Warum dieser Krieg? Chomeini brauchte und nutzte diesen Krieg, um die Opposition endgültig zu zerschlagen. Nicht grundlos nannte Chomeini diesen Krieg eine „Gnade Gottes“ (Neamat elahie). 
Noch bevor der Krieg ausbrach, fuhr ich in das Grenzgebiet zwischen Iran und Irak. Ich gab vor, einen ehemaligen Kommilitonen, der als Offizier für einen Grenzposten zuständig war, zu besuchen. Er holte mich mit einem gepanzerten Militärfahrzeug vom vereinbarten Ort ab. An der Grenze sah ich ein erschreckendes Bild, ich beobachtete, wie beide Seiten hochgerüstet, mit unübersehbar langen Kolonnen von Kriegstechnik, des bevorstehenden Kriegsfall harrten. Das Personal dieser Einheiten beschwerte sich immer wieder über chaotische Zustände und machte dafür die Rivalität zwischen den konventionellen Militäreinheiten und den Pasdaran-Truppen verantwortlich. Der Machtkampf innerhalb der höchsten Regierungsstellen um den „Imam Chomeini“ hatte also bereits die untersten Ebenen der Armee erreicht. Trotz dieser gespaltenen Militärkräfte bettelten und beteten iranische Einheiten den Erstschlag durch den Irak geradezu herbei, um dann in der Opferrolle zurückschlagen zu können. Und tatsächlich begann in dieser Zeit die irakische Luftwaffe mit provokativen Tiefflügen über Grenzorten des Iran. Mein Freund, den ich hier Mohsen Rezaii nennen möchte, kam einige Wochen später in Kriegshandlungen ums Leben. Er hat seinen frischgeborenen Sohn nur einmal gesehen. Mehr als halbe Million Menschen verlor in dieser 8 Jahre andauernden Menschenschlächterei ihr Leben, eine Million wurden zu Krüppeln. Alle Waffenexporteure der westlichen Hemisphäre verdienten an beiden Seiten überreichlich. Doch nicht nur die Waffengeschäfte waren im Krieg von Belang. Vielmehr und von strategischer Bedeutung war die Ausschaltung der gewaltigen, vieltausendfachen Anstrengungen im Lande, mit der Revolution eine sozialistische Orientierung durchzusetzen.
Während die revolutionäre Linke das Gemetzel als „Brudermord“ ablehnte, rief die Tudeh-Partei die Bevölkerung auf, freiwillig am Krieg teilzunehmen und die Regierung zu unterstützen. Sie veröffentlichte im Ausland die Namen der gefallenen Mitglieder der Partei und pries deren heldenhaften Einsatz. Fast fünf Jahre des massenhaften Tötens mussten vergehen, bis die Partei ihre Position zum Krieg revidierte, eine friedenspolitische Haltung einnahm und sich von der Kriegstreiberei der Regierung distanzierte. Um nach Kriegsende Volksaufstände zu verhindern, befahl Chomeini 1988 Massenhinrichtungen von inhaftierten Regimegegnern. Auch die geschrumpfte Tudeh-Partei hatte dabei Hunderte Opfer zu beklagen, huldigte aber weiterhin ihren im Krieg gefallenen Mitgliedern.
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Kampf um die neue Gesellschaftsordnung



Kaum ein Betrieb, in dem vor Kriegsausbruch nicht über die Eigentumsformen an Produktionsmitteln, über Arbeiterräte diskutiert oder zumindest eine genossenschaftliche Versorgung der Beschäftigten mit Lebensmitteln organisiert worden wäre. Die Mullahs reagierten darauf mit der Bildung von sog. islamischen Räten und zentral gelenkten Sicherheitskontrollen, den schon erwähnten Chaneh Kargar. Doch diese islamischen Räte agierten ganz im Interesse der Eigentümer und waren teilweise mit einflussreichen Mullahs besetzt worden. Es gab tausende Schülerinitiativen, die sich in allen Fragen der Bildung und Schulpolitik bis hin zu den Schulbuchinhalten artikulierten. Die Antwort der islamischen Regierung waren islamische Schulräte. In der Praxis sah man in ihnen Spitzel- und Repressionsorgane im Dienste des Regimes an den Schulen. An den Unis zeigte sich das gleiche Bild. Die Verwaltung an den meisten Universitäten kam durch Wahlen zustande, ein vor der Revolution völlig unbekanntes Phänomen. Ende März 1980 hielt Chomeini eine Rede zur Mobilisierung seiner Schergen und Schlägertrupps, auf der seine Worte „Diese Universitäten brauchen wir nicht, weil sie nur Kommunisten produzieren“ zum Auslöser einer geheim geplanten Säuberung der Unis werden sollte. Paramilitärs und Schlägertrupps stürmten alle Universitäten im Lande. Die Studenten verbarrikadierten sich und hielten mehrere Tage lang stand. 
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Im kurdischen Teil des Iran herrschte eine Autonomie mit Selbstverwaltung für ein modernes soziales Leben. Sie wurde in einer mörderischen Militäroffensive im Blut erstickt. In Turkmenistan, eine durch Landwirtschaft geprägte Region im Nordiran, hatten die Volksfedayin in hunderten Dörfern die Enteignung der Großgrundbesitzer und die Bildung von Bauernräten organisiert. Die alljährlich im Frühjahr stattfindenden Beratungen der Bauernräte wurden durch kulturelle Beiträge bereichert, bei denen die Widerstandselemente in der traditionellen Bauernkultur sich mit der modernen internationalistischen Kultur verbanden. Um einen annähernden Eindruck von diesen Ereignissen zu bekommen, sei auf den Dokumentarfilm „Harf bezan torkman!“ (1980, dt.: „Sprich, Turkmene!“) verwiesen, der auch im Internet zu sehen ist. Dieser gesamte hier berührte Komplex erzeugte eine bestimmte Form von Autonomie, bei der die reaktionäre islamische Kultur des Regimes zum Schutze des Eigentums der ultrareichen Turkmenen keinen Platz mehr hatte. Damit die islamische Regierung auch dort ihre Macht durchzusetzen vermochte, wurden das Heer, Luftlandeeinheiten und Pasdaran zur Niederschlagung und Ausrottung der neuen Lebensweise in die turkmentische Region Torkmansahra beordert. Die vormalige Guerillaorganisation Volksfedayin organisierte den bewaffneten Widerstand des turkmenischen Volkes. Wie viele Deutsche können von sich behaupten, dass sie dieses Bild des Iran kennen?



Während also das Chomeini-Regime die revolutionären Errungenschaften durch islamische Surrogate ersetzte (Schulräte, Tag der Arbeiter usw.) oder sie blutig beseitigte, bedauerte die Tudeh-Partei 1982, „dass die Revolution von Anfang an sich nicht unter der vollständigen Kontrolle der radikalsten revolutionären Kräfte [d.h. unter Kontrolle Chomeinis und seiner Anhänger] ... befand und leider bis heute nicht befindet.“ (Iran aktuell, Nov./Dez.1982, S.39) Als es schließlich 1983 soweit war und Chomeini die von der Tudeh-Partei herbeigesehnte vollständige Kontrolle innehatte, ließ er alle zeitweiligen Rücksichten gegen die Partei fallen und verfolgte ihre Mitglieder grausam. Für die Heilung von einer tödlichen Illusion hat sie einen hohen Preis gezahlt. Das einseitige falsche Bild von der Unschuld des Iran in diesem „gerechten Krieg“ (gegen den Irak) prägt bis heute die Vorstellungen der Linke im Ausland, auch in Deutschland.

Eine Partei, die im Iran bedeutungslos geworden war und durch die erwähnten Positionen von sich Reden machte, konnte im Ausland nur mit Hilfe der Schwesterparteien ihr retuschiertes Bild von den Verhältnissen im Land verbreiten. Nicht nur das Bild des Iran wurde verfälscht. Auch am Selbstbild der Partei wurde und wird ständig gewerkelt. Als deutsche Leser im Jahr 2013 mit der Überschrift: „Irans Kommunisten wanken nicht“ (Fischer, S. 21) konfrontiert wurden, wer von den Lesern wusste dann, dass die Tudeh-Partei jahrelang, Tag für Tag, in jeder Stellungnahme, in jedem Interview der Parteispitze, in jeder Publikation, sich dem islamischen Regime in Teheran angebiedert hatte? Erfuhr der Leser, dass die Partei damals die gesamte revolutionäre Linke an den Pranger gestellt und denunziert hatte? Und zwar solange, bis die Regierung (nicht die Tudeh-Partei!) im Jahr 1983 angeblich eine volle Wendung nach rechts vollzogen habe, - eine „Wendung“, gegen welche die Tudeh-Partei seither „standhaft kämpft“. Erfuhr und erfährt der Leser solcher Artikel, wer mit den in der Überschrift genannten Kommunisten gemeint ist, wer also diese Bezeichnung in den Augen der Partei „verdient hat“ und wer nicht?



Die Tudeh-Partei (Tudeh: Volk) vermied im Iran den Gebrauch der Bezeichnung „Kommunist“. Auch im Programm der Partei sucht man diesen Begriff vergeblich. Deshalb nennt die Partei es lediglich „Parteiprogramm auf Grundlage der marxistisch-leninistischer Weltanschauung“ (verabschiedet auf dem 15. Plenum des ZK). Im Ausland jedoch das Gegenteil. Da hat sie die Benennung „Kommunisten“ für sich allein gepachtet. Nur da, wo die Tudeh-Partei die Bezeichnung „Kommunisten“ ganz allgemein verwendet, geschieht dies mit Rücksicht auf die unzähligen Abspaltungen und Trennungen in den letzten 25 Jahren. Häufig trugen die neuen Grüppchen den gleichen Namen. Es gibt kaum eine Veröffentlichung der Tudeh-Partei, in der „Imam Chomeini“ (das ist der tudeh-taugliche Begriff für den religiösen Führer) nicht zum „Führer der antiimperialistischen Revolution“ erhoben worden ist und zugleich die revolutionäre Linke als „Verräter“, „Konterrevolutionäre“, „hohle Radieschen“ denunziert und deren Haltung als US-amerikanischer „Kaugummi“ geschmäht worden sind. Diese denunziatorischen Etiketten der Tudeh-Partei von damals prägen noch heute das Bild des Iran im Ausland, besonders in Deutschland. So erlebe ich bei Veranstaltungen der Friedensbewegung (auch beim Friedensratschlag in Kassel), bei denen die Sprache auf den Iran kommt, immer wieder, dass das Mullah-Regime gegen angeblich bevorstehende Angriffe in Schutz genommen wird. Das Säbelrasseln Israels und der USA gegen den Iran von 2001 bis 2011 schien den Verfechtern dieser Art Solidarität Recht zu geben. Und noch heute drängt Israel auf Präventivschläge gegen den Iran. Aber alle „geheimen“ und doch öffentlich gewordenen Angriffsszenarien, die Think-Tanks zum Beweis ihrer Nützlichkeit ausgebrütet haben, haben nicht automatisch Einfluss auf die aktuelle Politik der US-Regierung. Wer die aktuellen Beziehungen zwischen den USA und Iran – bei allen Spannungen – in Betracht zieht, wird feststellen, dass die Geschäfte, wenn auch rhetorisch gedeckelt – gut laufen. 

Der Verfasser hat bereits ab dem 11. September 2001, auch im Jahr 2007, als viele Linke einen unmittelbar bevorstehenden Militärschlag Israels und der USA gegen den Iran prophezeiten, festgestellt, dass sich die USA die Eröffnung eines weiteren Schlachtfeldes in der Region nicht leisten können (s. Gärtner, 2007). Dem Mullah-Regime ging es außenpolitisch nie um antiimperialistische Positionen, sondern um ganz pragmatischen Machterhalt. Auch objektiv war und ist die Rolle Irans nie antiimperialistisch gewesen, sondern gegen den Schah gerichtet. Chomeini, Vertreter einer auch im Iran längst überholten Zeit, musste im Verlaufe der Revolution einige Kröten schlucken, um seine Position in den Machtkämpfen der ersten Jahre nach dem Sturz des Schahs zu bewahren. Diese Kröten (zum Beispiel die halbherzige Landreform aus Schahzeiten, das Frauenwahlrecht und den „Tag der Arbeiter“ am 1. Mai) ließen seine Politik „antiimperialistisch“ erscheinen. In Wahrheit waren diese Zugeständnisse rein taktischer Natur. Alle tatsächlichen antiimperialistischen Errungenschaften resultierten aus der Revolution selbst, machen aber aus Chomeini keinen Antiimperalisten. 
Zwei Jahre nach der Revolution schrieb das Politbüromitglied Javanschier: „Wenn heute in unserem Land die nicht-marxistischen revolutionären Kräfte [gemeint sind die Kräfte der Imam-Linie] langsam den Unterschied zwischen dem wahren Marxismus und diversen von der CIA gebildeten und fehlgeleiteten Grüppchen begreifen und diese als ‚amerikanische Linke’ und ‚amerikanische Kommunisten’ [soll heißen US-amerikanisch; gemeint sind aber die revolutionären Organisationen] ansehen, so ist diese Erkenntnis ein Verdienst unserer Partei.“ (Javanschier, S.45). 
Die Barbarei des Regimes, zu dessen Opfern die Tudeh-Partei später selbst zählte, ist wahrlich nicht der Tudeh-Partei anzulasten. Aber weder damals noch heute hat die Parteispitze begriffen, dass der Antikommunismus von Beginn an ein Merkmal des reaktionären islamischen Regimes und die Massenhinrichtung von Revolutionären im Iran ihr Auftrag war. Nur für die kurze Dauer, die seine Erledigung in Anspruch nahm, durfte das Chomeini-Regime als Partner am Verhandlungstisch der G7 Platz nehmen. Später nicht mehr. Weil die Revolution auch antiimperialistische Züge trug, beschwor die Tudeh-Partei viele Jahre lang den antiimperialistischen Charakter der islamischen Regierung, ohne dessen eigentliche Funktion zu erkennen. Da die Revolution in ihrer Dynamik nach links tendierte, war es Chomeini vorbehalten, für die USA die Kastanien aus dem Feuer zu holen. Er erledigte seinen Job gut, unterdrückte alle linke Regungen blutig und ließ Zehntausende hinrichten. Aber er fügte sich nicht in die Rolle einer Marionette, die ihm in den Planspielen aus den USA weiter zugedacht war. Denn sein rückständiges, rückwärtsgewandtes Gesellschaftsbild geriet in Widerspruch zu den US-Plänen. 
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  Die Rechte auf freie Meinungsäußerung, Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit waren 2014 weiterhin stark eingeschränkt. Frauenrechtlerinnen und Personen, die sich für die Rechte von Minderheiten einsetzten, Journalisten, Menschenrechtsverteidiger und Regierungskritiker wurden willkürlich festgenommen, inhaftiert, strafrechtlich verfolgt und in unfairen Gerichtsverfahren verurteilt. 
Folter und andere Misshandlungen an Gefangenen waren an der Tagesordnung und blieben straflos. Frauen sowie Angehörige ethnischer und religiöser Minderheiten wurden weiterhin durch die Gesetzgebung und im Alltag diskriminiert. Es gab Berichte über Prügel- und Amputationsstrafen, die in einigen Fällen öffentlich vollstreckt wurden. Die Zahl der Hinrichtungen war weiterhin sehr hoch. Unter den Hingerichteten befanden sich auch Straftäter, die zur Tatzeit noch minderjährig waren. Gerichte verurteilten nach wie vor Menschen zum Tod durch Steinigung; über die Vollstreckung dieser Urteile lagen allerdings keine Berichte vor. (Stand: 31.12.2014)
https://www.amnesty.de/laenderbericht/iran
*******************
EINLADUNG!
hiermit laden wir Euch herzlich zum Solidaritäts-Konzert für die zapatistische Befreiungsbewegung EZLN in Chiapas / Mexiko ein.

Es spielen DADDY LONGLEG (Punk/Münster-Berlin) & DØRTEBEKER (Punk/Bremen).

 Sa. 18.3.2017 * 20 Uhr * Baracke * Scharnhorstraße 100 * Münster

 => Davor um 19 Uhr zeigen wir die Filmdokumentation "Der Aufstand der Würde - die zapatistische Bewegung in Chiapas/Mexiko" von Zwischenzeit e.V. Im Anschluss gibt es die Möglichkeit, mit den Regisseur*innen zu diskutieren. Infos und Trailer zum Film:

http://www.zwischenzeit-muenster.de/2012-materialien-filme-aufstand.html
18.03.2017
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